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Selbstbestimmungsinitiative: Ein Skandal!
Skandalös ist keineswegs die Initiative. Der eigentliche Skandal ist vielmehr, dass sie überhaupt nötig ist. Denn es ist weltweit 
einzigartig, dass man in der Schweiz via neuerlichem Volksentscheid zu erreichen versuchen muss, dass im eigenen Land das 
vom Souverän (Volk und Stände) gesetzte eigene Verfassungsrecht noch etwas gilt – und man damit verhindern muss, dass je-
des noch so phantasievoll erfundene internationale Recht über unserem Verfassungsrecht steht. 

Von Dr. rer. publ. HSG Roland Burkhard, Bern

Kommen Sie mir jetzt nicht mit dem überge-
ordneten zwingenden Völkerrecht, das es zu re-
spektieren gelte. Denn erstens ist dieses von der 
Selbstbestimmungsinitiative explizit ausgenom-
men, und zweitens hätte es dieser Einschrän-
kung gar nicht bedurft. Denn die zwingenden 
völkerrechtlichen Grundsätze (wie Verbot der 
Folter, des Völkermordes etc.etc.) sind ja bereits 
allesamt längst in unserer eigenen Verfassung 
verankert. Und im Gegensatz zu vielen anderen 
Staaten werden sie bei uns auch befolgt. 

Aufgabe unserer Unabhängigkeit und unseres 
Selbstbestimmungsrechts. Am Schlimmsten ist: 
All dies ist kein Zufall. Man will uns durch 
die sklavische Übernahme und Durchsetzung 
von sämtlichem übergeordneten ausländischen 
Recht – als angeblich «unausweichliche Lö-
sung» – über kurz oder lang in die Europäische 
Union zwingen. Zu dieser Taktik folgendes Zi-
tat: «Ist dies schon Wahnsinn, so hat es doch 
Methode» (William Shakespeare, 1564–1616, 
Hamlet).  

Die Initiative lautet «Schweizer Recht statt 
fremde Richter». Ehrlich gesagt habe ich be-
deutend mehr Angst vor den eigenen Richtern 
(unser Bundesgericht in primis) als vor den 
fremden. Wie ist es denn möglich, dass bei 
einem der nicht seltenen 3:2-Entscheide unseres 
«höchsten Gerichts» in Lausanne (also durch 
das Gutdünken EINES EINZIGEN parteilichen 
Richters) Volksentscheide und dadurch erwirkte 
Verfassungsbestimmungen durch einen simplen 
Gerichtsentscheid schlicht und einfach zur Ma-

kulatur gemacht werden können? 

Richterliche Unabhängigkeit in Eh-
ren: Aber kann es denn sein, dass 
die persönliche Meinung eines Ge-
richts oder häufig auch nur eines 
einzelnen Richters mehr gilt als 

ein Volksentscheid? Da sind na-
hezu diktatorische Verhältnisse 

entstanden, die gar den Ver-
hältnissen der Urkantone 
unter der mittelalterlichen 
habsburgischen Vogtherr-

schaft spotten. Gegen 
diese Herrschaft ha-
ben die Urschweizer 
seinerzeit einiges Mu-

tiges unternommen, 
und daraus ist die freie 

Schweiz entstanden. 
Besonders hervorzuheben sind die 

Parallelen zwischen einst und heute. Damals wie 
heute war und ist es leider allzu oft das auslän-
disch instruierte einheimische Bodenpersonal, 
das aus Eigeninteresse die Interessen «überge-
ordneter Mächte» über die Interessen der ein-
heimischen Bevölkerung stellt(e). Wenn unsere 
Bundesrichter (und danach in sklavischem Ge-
horsam auch Bundesrats- und Parlamentsmehr-
heit) trotz unmissverständlichen Volksentschei-
den und klaren Verfassungsbestimmungen das 
von ausländischen Mächten bestimmte und von 
ausländischen Gerichten gesetzte Recht höher 
einschätzen als das eigene, dann bedeutet das die Bild: zvg
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Von Janosch 
Weyermann,  
Präsident Junge 
SVP Stadt Bern,  
Bern

Missachtung des Volkswillens
Gerade einmal ein Jahr ist es her, als die Berner und Stimmbürger an der Urne deutlich Nein zu zusätzlichen 105 Millionen  
Franken für die Asylsozialhilfe sagten. Die neue Vorlage sieht nun Einsparungen von lediglich 5,4 Millionen Franken vor!

Bereits heute bezahlt der Bund den Kantonen 
die Kosten aus dem Vollzug des Asylgesetzes 
mit grosszügigen Pauschalen. Diese sollen alle 
Aufwendungen der Kantone bei einer Unterbrin-
gung, Betreuung und Krankenversicherung von 
Personen im Asylbereich decken:
Globalpauschale: Jährlich rund 157 Millionen 
Franken oder monatlich 1’500 Franken pro 
Asylbewerber.
Sockelbeitrag: Jährlich 330’000 Franken für die 
Betreuungsstruktur.
Nothilfepauschale: Jährlich 14 Millionen Fran-
ken für abgewiesene Asylbewerber.
Verwaltungspauschale: Jährlich 9 Millionen 
Franken für administrative Aufwendungen.
 
Die grosszügigen Bundespauschalen von jähr-
lich rund 181 Millionen Franken für die Asyl-
sozialhilfe müssen ausreichen! Weitere Gelder 
sind unnötig und von der Berner Stimmbevöl-
kerung klar verworfen worden. Asylbewerber 

wären ansonsten besser gestellt als AHV-Rent-
ner oder Mittelstandsfamilien, welche diese fi-
nanzielle Luxuslösung finanzieren müssen. Die 
neue Vorlage für die Asylsozialhilfe ist eine 
undemokratische Zwängerei. Dagegen wehren 
wir uns. Die Minikorrektur des Regierungsrats 
nach dem Volksentscheid entspricht nicht dem 
Volkswillen.
Bereits unmittelbar nach der Abstimmung vom 
21. Mai 2017 wurde deutlich, dass der zustän-
dige Regierungsrat Hans-Jürg Käser und seine 
Direktion offenbar nicht gewillt sind, den Volks-
entscheid zu respektieren und Geld im Asyl-
bereich einzusparen. Das Abstimmungsresultat 
wurde mit einem saloppen «Das Geld ist schon 
ausgegeben» faktisch vom Tisch gewischt. Jetzt, 
ein Jahr später, scheint man in der Polizeidirek
tion immer noch nichts gelernt zu haben.
Aus Sicht von Grossrat Thomas Knutti, dem 
Präsidenten der parteiinternen sicherheitspo-
litischen Kommission, ist das Vorgehen des 
Regierungsrats nicht nachvollziehbar. Bei der 
neuen Kreditvorlage kann nicht mehr damit 
argumentiert werden, dass das Geld schon aus-
gegeben ist. Trotzdem sollen immer noch pro 
jungen Asylbewerber 4’500 Franken pro Monat 
ausgegeben werden. Das versteht niemand in 
der Bevölkerung. Die SiK-Mitglieder der SVP 
liessen sich von Regierungsrat Käser in der 
Kommission keinen Sand in die Augen streuen. 
Sie brachten als Minderheit bereits in der Kom-
missionssitzung Anfang März zum Ausdruck, 
dass die vorgeschlagene geringfügige Korrektur 
der Ausgaben nicht genügt. Die Kommission be-

antragte dem Grossen Rat denn auch nur knapp 
mit 9 Ja gegen 7 Nein und einer Enthaltung, den 
erforderlichen Kredit anzunehmen.
Für die Sprecherin für die Kommissionsminder-
heit im Rat, Grossrätin Andrea Gschwend-Pie-
ren, ist die Uneinsichtigkeit der POM besonders 
stossend, weil echte Alternativen und Sparkon-
zepte nicht einmal geprüft worden sind. Es muss 
darum gehen, die aktuelle Praxis der Steuergeld-
verschwendung und die eingegangenen Verträge 
nun kritisch zu hinterfragen und eine Korrektur 
vorzuschlagen, die den Volkswillen ernst nimmt. 
Ziel des Referendums muss es sein, dem berech-
tigten Volkswillen zum Durchbruch zu verhelfen 
und dafür zu sorgen, dass die Ausgaben dahin-
gehend korrigiert werden, dass mit den sich 
neu in Verhandlung befindlichen Bundesgeldern 
keine nennenswerten Zusatzbelastungen für den 
Kanton anfallen.
Augenwischerei und eine verschwenderische 
Geldpolitik im Asylbereich sind leider nicht nur 
auf Kantonsstufe sichtbar, sondern dies wird 
auch auf Bundesebene betrieben. Bundesrätin 
Sommaruga verspricht, die Verfahren würden 
beschleunigt und Eritreer nun zurückgeschickt. 
Faktisch passiert aber kaum etwas, wie Natio-
nalrat Erich Hess feststellen muss. Die Kosten 
hingegen steigen ungebremst und dabei wird 
versucht, Kredite einfach aufzuteilen, als unab-
dingbar oder als selbstverständlich zu deklarie-
ren, um die Parlamentarier zu überzeugen.
Unterschreiben auch Sie das kantonale Refe-
rendum gegen die 100 Millionen unter www.
bernaktuell.ch

NEIN
ZU INTERNET-ZENSUR

NEIN
ZUM GELDSPIELGESETZ

Dein NEIN für ein BESSERES GESETZ 
und eine Schweiz ohne Zensur.

Mit dem Geldspielgesetz der Casino-Lobby soll das Internet 
zensuriert werden – nur, um Casinos vor Online-Konkurrenz zu 
schützen. Doch solch wirkungslose Internet-Sperren, die relativ 
einfach umgangen werden können, verfehlen ihr Ziel komplett – 
und fördern illegales Glücksspiel sowie Kriminalität im Internet. 
Dieses Gesetz löst wirklich keine Probleme, sondern schafft 
nur neue. Darum fordern wir ein besseres Gesetz – mit einem 
kräftigen NEIN am 10. Juni.

gsg-nein.ch

HIGH_165381_GSG-Nein_Ins_Idee_203x136_d   1 07.05.18   12:57
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Auflösung Wettbewerb  
DIE IDEE 1/18
Die Frage war: Von welchem Ort ist hier die 
Rede?

Auflösung: 

Es gingen nur sehr wenige korrekte Lösungen 
«Urnerboden» ein.

Je einen Eintritt in den Zoo Zürich gewinnen:

Willy Marbach, 8645 Jona / Christian Sommer, 
3653 Oberhofen / Kurt Bilang, 8500 Frauenfeld / 
Hildy Haas, 4434 Hölstein

Wettbewerbsfrage: 

Wettbewerb Antwort auf Talon Seite 16 oder per Mail an idee@jsvp.ch
Wer mitmacht, gewinnt!

www.pikom.ch

Zu gewinnen:  3 Eintritte in den Zoo Zürich von Pierre Juchli,  
Vorstandsmitglied PIKOM sowie diverse aktuelle Bücher von  
Janosch Weyermann, Vorstandsmitglied Pro Libertate.

Benutzen Sie den Talon auf Seite 16 oder senden Sie die Lösung via Mail an idee@jsvp.ch

Um welchen Schweizer See handelt es 
sich hier?

Selbstbestimmung – auch in Zukunft

Es geht um einen Richtungsentscheid. Die 
nächsten Jahre wird die Selbstbestimmung das 
zentrale Thema der politischen Debatte in der 
Schweiz sein. Ob Nichtumsetzung von Volks-
entscheiden, geplantes Rahmenabkommen mit 
der EU oder die Selbstbestimmungsinitiative 
– immer geht es um die eine zentrale Frage, ob 
und wie weit wir in unserem Land noch selber 
bestimmen können, was gelten soll. Mit der Fra-
ge nach der Selbstbestimmung ist unweigerlich 
auch die Frage nach der direkten Demokratie 
und dem Föderalismus verbunden. Geben wir 
das eine auf, verlieren wir auch alles andere. 
Ja, die Welt hat sich verändert, und sie verän-
dert sich weiter. Wir brauchen internationale 
Zusammenarbeit im wirtschaftlichen wie im 
politischen, das ist selbstverständlich. Mir ist 
die Globalisierung, die zunehmende Vernetzung 

mit den damit verbundenen Herausforderungen 
bewusst. Selbstverständlich muss man Kom-
promisse eingehen, niemals aber darf man dem 
Druck nachgeben und seine Grundprinzipien 
verraten, die Souveränität und somit die Grund-
lage von Demokratie, Föderalismus und Wohl-
stand aufgeben. Mit unserem ausgeklügelten 
und über Jahrhunderte gereiften System hat die 
Schweiz Vorbildcharakter und bietet ein Modell, 
das sehr wohl zur Lösung moderner Herausfor-
derungen geeignet ist. 
Der EU-Kommissionspräsident Harald Juncker 
liess kürzlich genervt verlauten, man habe ihm  
das Rahmenabkommen schon mehrfach ver-
sprochen und käme dennoch nicht vom Fleck. 
Vielleicht hätte man Herrn Juncker anstelle eines 
Versprechens besser eine kurze Nachhilfe in 
Schweizer Staatskunde gegeben, dann wäre ihm 
vielleicht klar geworden, dass bei uns in sol-
chen Fragen immer die Bevölkerung das letzte 
Wort hat. Doch genau dies soll nun nicht mehr 
gelten. Das geplante Abkommen beinhaltet au-
tomatische Rechtsübernahme. Ob man dies ver-
harmlosend als dynamisch bezeichnet und ob 
wir pro forma noch abstimmen dürfen, ist gar 
nicht relevant wenn wir letztendlich ohnehin das 
EU Recht übernehmen müssen. Und ob man es 
wahrhaben will oder nicht, genau dazu würde 
das Abkommen führen. Würde das Volk die 

Zustimmung zu einem EU Gesetz verweigern, 
so würden wir mit einseitigen Sanktionsmög-
lichkeiten durch die EU und der Drohung eines 
Wegfalls aller Verträge zur Übernahme gezwun-
gen. Diese Entmündigung des Schweizer Bür-
gers schreitet auf verschiedenen Ebenen voran. 
Seit 1973 galt am Schweizer Bundesgericht die 
Schubert-Praxis, die regelt, dass wenn ein neu-
eres Bundesgesetz einem Staatsvertrag wider-
spricht das Bundesgesetz Vorrang hat. In einem 
umstrittenen Urteil des Bundesgerichts vom 
November 2014 (BGE 2C_716/2014) wurde 
die Schubert-Praxis umgestossen. Das Gericht 
hielt fest, bei einer einseitigen Umsetzung der 
Masseneinwanderungsinitiative habe das Frei-
zügigkeitsabkommen mit der EU Vorrang. Das 
Urteil sorgte für kontroverse Reaktionen, wurde 
dann jedoch ohne grosse öffentliche Debatte 
hingenommen.
Mit der Selbstbestimmungsinitiative haben wir 
die Chance dieser gefährlichen Entwicklung 
entgegenzuwirken, sie hält fest, dass die Bun-
desverfassung oberste Rechtsquelle ist und, im 
Falle eines Widerspruchs mit internationalen 
Verträgen, das nationale, demokratisch legiti-
mierte Recht vor geht. Eigentlich eine Selbst-
verständlichkeit. 

Benjamin Fischer,  
Präsident Junge 
SVP Schweiz

www.pikom.ch
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ImmoTipps von Kevin Huber

Einen hundertprozentigen Einbruchschutz für 
Ihr Eigenheim gibt es nicht. Die Kombination 
von richtigem Verhalten und technischen Mass-
nahmen kann Ihre Sicherheit jedoch markant 
erhöhen.

7 Tipps, wie Sie Ihr Zuhause vor  
Einbruch schützen:
1) �Türen und Fenster abschliessen: Vor dem 

Verlassen des Hauses alle Fenster, Türen 
und Tore schliessen. Bei Kellerfenstern sind 
Lichtschächte zudem mit befestigten Gitter-
rosten abzudecken. Bei einem Schlüsselver-
lust unbedingt das Schloss auswechseln.

2) �Abwesenheit verbergen: Bei längeren 
Abwesenheiten überfüllte Briefkästen und 
entsprechende Mitteilungen auf dem Tele-
fonbeantworter oder in den sozialen Medien 
vermeiden. Schlüssel auf keinen Fall aus-
serhalb des Hauses deponieren. Sinnvoll ist 
das Installieren einer Zeitschaltuhr oder einer 
Lampe mit integrierter Anwesenheitssimula-
tion, welche in Räumen zu unterschiedlichen 
Zeiten Licht macht.

3) �Gute Nachbarschaft pflegen: Nachbarn, de-
nen Sie vertrauen, unbedingt über Ihre Abwe-
senheit informieren. Idealerweise leeren diese 
regelmässig Ihren Briefkasten und sehen nach 
dem Rechten. Alternativ kann ein Home- oder 
House-Sitter diese Aufgabe übernehmen.

4) �Wertsachen sicher einschliessen: Bargeld, 
Schmuck oder Wertpapiere immer in einem 
Tresor, der mit Wand oder Boden fest veran-
kert ist, oder einem Bankschliessfach depo-
nieren. Das Führen einer detaillierten Liste 
der Wertsachen ist ratsam.

5) �Technische Vorkehrungen: Die Sicherheits-
industrie bietet zahlreiche Möglichkeiten, 
Haus oder Wohnung sicherer zu machen. 
Dazu gehören z.B. einbruchhemmende Fen-
ster und Türen, Türspione oder Türkameras, 
Bewegungsmelder, Alarmanlagen oder Über-
wachungskameras.

6) �Sicherheitsberatung anfordern: Die Si-
cherheitsexperten der Polizei informieren 
gerne über geeignete Massnahmen zur Ver-
besserung des Einbruchschutzes. Werden pri-
vate Fachleute konsultiert, immer mehrere 
Offerten einholen oder mehrere unabhängige 
Experten um Rat fragen.

7) �Polizei alarmieren: Verdächtige Beobach-
tungen sofort der Polizei unter Telefonnum-
mer 117 (Polizei-Notruf) oder 112 (Internati-
onal gültige Notrufnummer) melden.

Erfahren Sie mehr über Einbruchsschutz bei-
spielsweise über die Plattform der GVB unter 
www.hausinfo.ch, dem Ratgeber rund ums Ei-
genheim.

Kevin Huber, HUBER REAL ESTATE AG
www.hreag.ch

7 Tipps  
für mehr Sicherheit  
vor Einbruch

Wie die Bürokratie die Jugend­
verbände erreicht

Die allgegenwärtige Bürokratie, welche man gut 
und gerne mit einem über dem Bürger kreisen-
den Damoklesschwert gleichstellen könnte, hat 
die Freiwilligenarbeit erreicht. Jene Freiwilli-
genarbeit, die in der Schweiz gerne so grossge-
schrieben wird. Jene Freiwilligenarbeit, die es 
jedes Jahr abertausenden Kindern und Jugend-
lichen unter Anderem ermöglicht, an Sommerla-
gern teilzunehmen. Jene Freiwilligenarbeit, die 
die Elternbeiträge an solche Lager tief hält, weil 
Freiwillige sie freiwillig und unentgeltlich lei-
sten und so ermöglichen, dass auch junge Bürger 
aus sozial tieferen Schichten teilnehmen können.
Während die Reg(ul)ierungswut der öffentlichen 
Hand in der Wirtschaft längst thematisiert und 
kritisiert wird, ist sie im Bereich der Freiwilli-
genarbeit bis heute kein Thema, schier lieber ein 
Tabu! Dies liegt wohl zum grossen Teil daran, 
dass viele Vereine froh sind um die Zuwen-
dungen aus dem staatlichen J+S-Topf, zudem 
verursacht die Mehrarbeit der Freiwilligen keine 
zusätzlichen Kosten, schliesslich werden diese 
Stunden nicht vergütet.
Als Leiter einer Pfadiabteilung stimmt mich die-
se Entwicklung nachdenklich. Zumal ich meinen 
Mitleitern erklären muss, weshalb wir heute für 
ein Sommerlager ein Programmheft von der 
Abmessung eines Taschenbuches erstellen müs-
sen, während dasselbe Resultat früher mit deut-
lich weniger Schriftlichkeiten erreicht wurde. 
In unserer überschaubaren Abteilung reicht das 
Stichwort «Popcornspiel» aus, damit die Leiter 
und der Grossteil der Teilnehmer wissen, was 
gemeint ist. Stattdessen sind wir gezwungen, ein 
Programm mit Dreiteiligkeit (Einstieg, Haupt-
teil, Schluss), Stufengerechtigkeit (wie können 

sich die Kleinen und die Älteren einbringen), mit 
Spielregeln, Signalisationen, Sicherheitskon-
zept, Zielen und rotem Faden zu erstellen. Aber 
eben, nicht der Erfinder der neuen Richtlinien, 
sondern ich muss den Sinn dieser Wandlung 
meinen Mitleitern erklären. Und dies fällt mir 
schwer, denn ich sehe ihn selbst nicht.
Ich bin durchaus einverstanden, dass die finan-
ziellen Zuwendungen des Bundes an unsere 
Lager an gewisse Qualitätsansprüche gekoppelt 
werden. Aktuell sind die Ansprüche aber auf ein 
solches Niveau gestiegen, dass das Risiko, mit 
den Anforderungen die Freiwilligen zu vergrau-
len, wohl nie grösser war. Ein Lagerleiter trägt 
längst nicht mehr nur die Last der rechtlichen 
Hauptverantwortung, je länger je mehr muss er 
sich um immer komplexere Programmvorgaben 
und Anforderungen kümmern, was das Amt zu-
sätzlich unattraktiv macht. Selbstverständlich 
könnten wir auf den Beitrag von 7 Franken und 
60 Rappen pro Teilnehmer und Tag verzichten, 
dies würde aber den Elternbeitrag in unserem 
Fall von 120 Franken um 55 Franken auf total 
175 Franken erhöhen, was immerhin einer Zu-
nahme von 44% entspricht, ein Verzicht würde 
also die Falschen treffen. Schliesslich soll der 
Staatsbeitrag ja eine tiefe Elternbeteiligung er-
möglichen.
Wenn wir ehrlich sind, 120 Franken für sieben 
Tage Pfadilager, wo das Kind rund um die Uhr 
betreut ist, sind günstig. Mancherorts erhält man 
für diesen Betrag nicht einmal einen Tag Kinder-
krippe. Dies ist nur dank der vielen Freiwilligen 
möglich, die wie ich in unzähligen Vereinen 
abertausende Stunden Gratisarbeit leisten. Ich 
fordere, dass uns für diesen Leistungen zugun-
sten der Allgemeinheit wieder jener Respekt 
entgegengebracht wird, der uns zusteht. Von 
Dankesworten irgendwelcher Regierungs- Par-
laments- oder Verwaltungsvertretern haben wir 
herzlich wenig, es wird Zeit, dass die ständige 
Erhöhung der Ansprüche endet und damit be-
gonnen wird, den unsinnigen und nervtötenden 
Papierkrieg zu beseitigen.
Damit wir endlich wieder mehr Zeit für den 
eigentlichen Grund einsetzen können, aus dem 
wir uns den ganzen Zirkus überhaupt antun; Den 
jungen Mitgliedern unserer Vereine unvergess-
liche Erlebnisse zu ermöglichen!

Von  
Tobias Baumann, 
Vorstandsmitglied 
JSVP Uri, 
6462 Seedorf UR

Nauenfahrt Junge SVP Uri� 30. Juni 2018
Start um 18 Uhr an der Schiffsländi in Flüelen
Referentin Claudia Zanetti zum Thema +/- Digitalisierung
Anlass inkl. Apéro und Nachtessen, zudem wird eine Tombola veranstaltet, im Anschluss  
Barbetrieb.
Unkostenbeitrag Fr. 10.– pro Person.
Kleidungshinweis: wir fahren mit einem Nauen auf den Urnersee.
Bei Schlechtwetter wird der Anlass in eine gedeckte Lokalität verlegt.

Anmeldung erwünscht unter: 079 361 22 40 oder tobias.baumann@jsvp-uri.ch
Facebookseite JSVP Uri
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Heiratsstrafe abschaffen, Familienquotient einführen
Die Debatte zur Abschaffung der steuerlichen Benachteiligung von verheirateten Paaren gegenüber Konkubinatspaaren  
fokussiert sich in Zukunft auf das Splittingsystem. Dabei wird vergessen, dass ein anderer Weg wünschenswert und zugleich 
gangbar wäre, nämlich jener des Familienquotienten. Dieses System respektiert nicht nur die Gleichstellung von Ehe- und Kon-
kubinatspaaren, sondern auch zwischen Ehepaaren mit und ohne Kinder. Es verhält sich hinsichtlich der Einkommensverteilung 
neutral, indem es nicht dazu verleitet, ein bestimmtes Familienmodell zu wählen. Schliesslich korrigiert es die schädlichen Aus-
wirkungen einer zu starken Progression der Steuertarife, die zu einer übermässigen Bestrafung des zweiten Einkommens führt.

Presse- und Informationsdienst  
Centre Patronal, 1.3.2017 

Im Anschluss an die vor etwas weniger als 
einem Jahr in einer Volksabstimmung abge-
lehnte Initiative der CVP «Für Ehe und Familie» 
haben die beiden Kammern eine eingereichte 
Motion angenommen, welche die Beseitigung 
der Heiratsstrafe bei der Bundessteuer und die 
gemeinsame Besteuerung von verheirateten und 
eingetragenen Paaren fordert (Voll- oder Teil-
splittingmodell oder alternative Steuerberech-
nung zum Beispiel). Die Einführung der Indivi-
dualbesteuerung, die im Prinzip vom Nationalrat 
im März 2016 verabschiedet wurde, scheint von 
jetzt an auf dem Rückzug zu sein. Der Weg ist 
daher frei, um den Gedanken erneut in offener 
Art und Weise aufzugreifen.

Prinzipien respektieren
Das Bundesgericht (BGer) hat einige Regeln 
aufgestellt, die der Gesetzgeber, auf Bundes- 
oder Kantonsebene, zu respektieren hat. Basie-
rend auf den Grundsätzen der Allgemeingültig-
keit, der Gleichbehandlung und der Besteuerung 
nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit, 
können diese wie folgt zusammengefasst wer-
den: Ein verheiratetes Paar muss weniger be-
steuert werden als eine alleinstehende Person 
mit gleichem Einkommen (weil das Gesamtein-
kommen des Paares die Bedürfnisse von zwei 
Personen abdecken muss); ein verheiratetes Paar 
darf nicht höher besteuert werden als zwei Kon-
kubinatspartner, die zusammen das gleiche Ein-
kommen erzielen (weil der Familienstand sowie 
die Aufgabenverteilung innerhalb des Paares 
steuerlich neutral sein müssen); ein verheiratetes 
Paar, welches Kinder hat, ist wirtschaftlich we-
niger leistungsfähig, was zu berücksichtigen ist, 
und schliesslich, ein verheiratetes Doppelver-
dienerpaar muss weniger besteuert werden als 
ein verheiratetes Paar, wo nur ein Elternteil er-
werbstätig ist, aber dasselbe Einkommen erzielt.

Das Splitting
Das System des Splittings basiert auf der Idee, 
dass die Familie gleichzeitig eine Gemeinschaft 
von Einkommen und Konsum darstellt und die 
Besteuerung der Ehepartner auf der Gesamtheit 
des Familieneinkommens beruht, die Quote je-
doch mit Hilfe eines vordefinierten Divisors 
festlegt. Es kann sich um Vollsplitting (der Di-
visor ist also zwei) handeln, welches von der 
Annahme ausgeht, dass jeder der Ehepartner 
die Hälfte des Einkommens erzielt und über 
die Hälfte der Geldmittel verfügt; acht Kantone 
und Halbkantone kennen dieses System. Andere 
Kantone haben ein System des Teilsplittings 
eingeführt, mit der Begründung, dass die Ehe-
partner nicht jeweils die Hälfte der Einkommen 
erzielen, variiert der Divisor also, je nach Kan-

ton, zwischen 1,6 und 1,9. Dieses System bein-
haltet einige Vorteile, insbesondere die Senkung 
der Steuerlast von Paaren und Familien, ohne 
jene von Ledigen gross zu verschlechtern, aber 
auch einen grossen Nachteil: Es berücksichtigt 
in keiner Weise die Anzahl der Personen, aus der 
der Haushalt besteht – und die folglich mit dem 
Familieneinkommen auskommen müssen.

Der Familienquotient
Das System des Familienquotienten (siehe ne-
benstehenden Kasten) hat insbesondere zum 
Ziel, die Steuer bezüglich der Konsumeinheiten 
der Familien so neutral wie möglich zu gestalten. 
Das zu Grunde liegende Prinzip besteht darin, 
dass die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit ei-
ner Familie nicht nur von ihrem Einkommen, 
sondern auch von ihrer Grösse abhängt. Dieses 
System wird im Kanton Waadt seit dreissig Jah-
ren angewendet, ohne jedes Problem und ohne 

grössere Einschränkungen, da es sowohl aus 
Sicht des Steuerzahlers als auch der Behörden 
einfach anzuwenden ist.

Die Vorteile des Familienquotienten
Wenn es um die Vorzüge dieses Systems geht, 
lässt sich primär festhalten, dass der Familien-
quotient den verfassungsrechtlichen Grundsatz 
der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Lei-
stungsfähigkeit respektiert. Er basiert in der Tat 
auf dem Prinzip, dass in einem Haushalt die 
Geldmittel gemeinschaftlich verwendet werden 
und nicht danach unterschieden wird, wie und 
wieviel jedes Haushaltsmitglied zum Einkom-
men beiträgt. Somit respektiert es in seiner 
Struktur die Merkmale der ehelichen Gemein-

schaft, ohne die Tür für die Fiktion zu öffnen, 
wonach jedes Familienmitglied ein unabhän-
giges Gebilde wäre, wie bei der individuellen 
Besteuerung.
Zweiter Vorteil ist, dass sich der Quotient aus-
gleichend auf die Progression der Einkommens-
steuer auswirkt. Es ist bekannt, dass die direkte 
Bundessteuer eine sehr starke Progression auf-
weist. Ohne die Bemessungsgrundlage anzuta-
sten – also indem man die Abzüge begrenzt und 
die Einkommen fast vollumfänglich berücksich-
tigt – besteuert der Quotient diese Einkommen 
zu einem wesentlich geringeren Satz. Verhei-
ratete Paare werden daher gegenüber Konkubi-
natspartnern weniger diskriminiert, und da die 
perfekte Gleichstellung mit keinem Splitting-
system möglich ist, können einige verheirate-
te Paare sogar weniger stark besteuert werden 
als Paare ohne Trauschein. Somit respektiert 
das System des Familienquotienten sowohl die 

Rechtsprechung des Bundesgerichts hinsichtlich 
der Besteuerung von Familien als auch das Steu-
erharmonisierungsgesetz, welches in Artikel 11 
vorsieht, dass die Besteuerung von verheira-
teten Personen, welche in einem gemeinsamen 
Haushalt leben, im Vergleich zu alleinstehenden 
Steuerpflichtigen angemessen ermässigt werden 
muss.
Dadurch, dass jedem Familienmitglied ein 
Anteil zugewiesen wird, erlaubt das System 
die Einkommenssteuer zu senken, indem die 
Belastungen des Steuerzahlers berücksichtigt 
werden. Es zielt daher darauf ab, eine Gleich-
behandlung zwischen verheirateten Paaren mit 
und ohne Kinder herzustellen und ausserdem 
die Anzahl an Kindern in die Berechnung des 

Bild: zvg
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Steuersatzes einzubeziehen und das nicht nur 
in Form von Steuerabzügen. Dadurch wird eine 
gewisse steuerliche Neutralität hinsichtlich der 
Zusammensetzung der Familie sichergestellt. 
Schliesslich erlaubt es für alle verheirateten 
Paare eine Gleichbehandlung zu gewährleisten, 
ohne in die ursprüngliche Verteilung der Ein-
künfte innerhalb des Paares einzugreifen. Ob die 
Mittel des Paares auf einem einzigen oder auf 
zwei Einkommen beruhen, ob diese gleich oder 
ungleich sind, die Besteuerung beruht immer 
auf der Gesamtheit beider. Es gibt jedoch noch 
andere Vorteile: Auf diese Weise verhält sich 

Wie funktioniert der Familienquotient?
Um die Besteuerung vorzunehmen, legt man zuerst das Gesamteinkommen der Familie fest 
(verheiratetes Paar und minderjährige Kinder), sowie die Anzahl Personen, die von diesem Ein-
kommen leben, denen man einen Anteil zuweist. Im Kanton Waadt beispielsweise teilt man durch 
folgende Quotienten:
– �1,8 für Verheiratete in ungetrennter Ehe.
– �1,3 für Ledige, Verwitwete, Geschiedene und getrennt Lebende mit minderjährigen, studieren-

den oder eine Lehre absolvierenden Kindern im eigenen Haushalt.
– �0,5 für jedes minderjährige, studierende oder eine Lehre absolvierendes Kind, für das die steu-

erpflichtige Person voll aufkommt.
Man teilt anschliessend das Einkommen durch die Zahl der Anteile, welche der Zusammensetzung 
der Familien entsprechen und man besteuert das Gesamteinkommen nicht zum Satz des betref-
fenden Einkommens, sondern mit dem durch den Quotienten geteilten Einkommen.
Beispiel: Ein Einkommen von Fr. 100’000.– wird im Kanton Waadt im Prinzip mit dem Steuersatz 
von 8,863% besteuert, was einem Betrag von Fr. 8’863.–. entspricht. Wenn dasselbe Einkommen 
von einer Familie mit zwei Kindern erzielt wird, berücksichtigt man einen Quotienten von 2,8 
(1,8 für die Ehepartner und 0,5 pro Kind). Das Einkommen von Fr. 100’000.– wird geteilt durch 
2,8, was Fr. 35’714.– ergibt. Der letztgenannte Betrag ermöglicht die Festlegung des Steuersatzes, 
welcher 6,171% beträgt. Das Einkommen von Fr. 100’000.– wird zu diesem Satz besteuert, was 
einer Summe von Fr. 6’171.– entspricht.

das System neutral in Bezug auf die Lebensent-
scheidungen der Paare und die interne Organi-
sation der Familie. Darüber hinaus löst es das 
Problem von Einzelunternehmen, wo einer der 
Ehepartner eine Arbeitsleistung auf Rechnung 
des anderen erbringt, ohne allerdings dessen 
Arbeitnehmer zu sein.
Um optimal zu funktionieren und nicht ein 
konkretes Hemmnis für die Erwerbstätigkeit 
der jeweiligen Ehepartner darzustellen, sollte 
vermieden werden, dass der Familienquotient 
auf ein bestimmtes Einkommensniveau begrenzt 
wird und dass er neben den Steuerabzügen be-

rücksichtigt wird, welche die steuerliche Be-
messungsgrundlage reduzieren. Um die beste 
Effizienz zu erreichen und dennoch nicht die 
Einkommen der Oberschicht zu stark zu be-
lasten, sollte sich ein «ideales» Steuersystem 
auf eine Steuerbemessungsgrundlage abstützen, 
welche so gross wie möglich ist, aber einen mo-
deraten Steuersatz anwendet.

Schluss mit der Ungerechtigkeit
Betreffend Steuereinnahmen wird jeder System-
wechsel Kosten verursachen, der zum Ziel hat, 
die seit langem bestehende Ungerechtigkeit für 
verheiratete Paare mit Doppeleinkommen zu be-
seitigen, sei es mit einem System gemeinsamer 
Besteuerung oder der Anwendung des Fami-
lienquotienten. Im Übrigen haben alle Kantone 
bereits diese Ungleichbehandlung abschaffen 
müssen, ohne dass man sich fragt, ob das für 
ihre Finanzen erträglich wäre. Wenn es zu die-
sem Zeitpunkt nicht möglich ist, diese Kosten zu 
ermitteln, ist es allerdings sicher, dass angesichts 
enormer Summen, die seit nun fast 33 Jahren – 
ohne mit der Wimper zu zucken – eingenommen 
worden sind und die das Resultat eines unge-
rechten Systems sind und entsprechend von un-
serem Obersten Gerichtshof anerkannt wurden, 
kein Anlass dazu besteht, sich übermässig zu 
ärgern. Seit 1984 weiss eine beträchtliche An-
zahl von verheirateten Paaren, dass ihre Freunde 
oder Nachbarn, die sich in einer vergleichbaren 
materiellen oder vermögensrechtlichen Situati-
on befinden, nicht die gleichen Steuern wie sie 
selbst zahlen. Es ist an der Zeit, dass dies auf-
hört, und der Familienquotient bringt die besten 
Voraussetzungen mit, damit dies gelingt.

Nein zur gefährlichen Vollgeld-Initiative!

Von  
Thomas Fuchs, 
Grossrat und  
a/Nationalrat, Bern

Vollgeld ist Geld, das die Schweizerische Na-
tionalbank (SNB) in Umlauf gibt und von ihr 
vollständig garantiert wird. Neu soll die Geld-
schöpfung durch Kreditvergabe ausschliesslich 
in der Hand der SNB liegen. Das Sichtguthaben 
der Bankkunden würde zu Vollgeld deklariert 
und aus den Bankbilanzen ausgegliedert. Die 
Initianten verfolgen damit ein Ziel, das bereits 
Karl Marx in seinem Kommunistischen Mani-
fest forderte: Die faktische Verstaatlichung des 
Bankwesens. Denn im neuen System liegen die 
Verbindlichkeiten der Banken nicht mehr ge-
genüber ihren Kunden, sondern ausschliesslich 
gegenüber der SNB.

Banken wäre es künftig weitgehend untersagt, 
mit dem Geld ihrer Sparer zu arbeiten. Dadurch 

würden Hypotheken, Kredite und Bankdienstlei-
stungen massiv teurer. Diese Mehrkosten bezah-
len Unternehmen und somit die Bürger. Gleich 
doppelt bestraft wird, wer Geld auf die Seite legt. 
Im Vollgeld-System werden auf Privatkonten 
keine Zinsen mehr entrichtet, dafür werden neu 
Treuhandgebühren eingeführt.

Privatkonten sollen wie Bargeld von der SNB 
abgesichert werden. Eine solche weitreichende 
Garantie würde den Schweizer Franken massiv 
aufwerten und die einheimische Exportbranche 

auf einen Schlag extrem verteuern. Arbeitsplätze 
gingen verloren und der Schweizer Werkplatz 
nähme nachhaltig Schaden – zur Freude der  
ausländischen Konkurrenz!

Die Schweiz wäre weltweit das erste Land, das 
Vollgeld einführt. Wir würden zu Versuchska-
ninchen. Auch wenn die Initianten vordergrün-
dig dafür werben, künftige Finanzkrisen vermei-
den zu wollen, werden sie dieses Versprechen 
nie halten können. Auch die Finanzkrise von 
2008 – ausgelöst durch das Platzen der US-Im-
mobilienblase – wäre durch das Vollgeld-System 
nicht verhindert worden.

Aufschlussreich ist, wer künftig von der Geld-
schöpfung profitieren soll: der Staat! Bei Aus-
dehnung der Geldmenge soll die SNB nicht 
mehr Gegenwerte wie Gold, Devisen oder Wert-
papiere erwerben, sondern damit den Staat be-
schenken – die Initianten rechnen mit bis zu 15 
Milliarden Franken, die zusätzlich jährlich an 
Bund, Kantone und Gemeinden verteilt werden. 
Die bislang unabhängige Nationalbank geriete 
damit unter Druck von finanzpolitisch meist 
verantwortungslosen Politikern. Sagen darum 
auch Sie NEIN zu dieser Idee aus der linken 
Mottenkiste!
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Sind Sie schon Mitglied?
Treten Sie dem PIKOM bei, welches sich zum Ziel gesetzt hat, die Öffentlichkeit über die wahren  
Fakten und Entwicklungen im Bereich der Ausländerpolitik zu informieren. Der jährliche Beitrag beträgt 
Fr. 65.–. Sie erhalten einen Einzahlungsschein für den Jahresbeitrag.

l  Ich will Mitglied werden	 l  Senden Sie mir weitere Informationen zu

Name:	

Vorname:

Strasse/Nr.:

PLZ:	 Ort:

Telefon:

E-Mail:

Einsenden an: PIKOM, 5000 Aarau  –  Fax 031 981 39 82� www.pikom.ch

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

✁

Einfaches Reisen dank 
Schweizer Pass

Das rote Büchlein erlaubt in 155 von knapp 200 Ländern 
die Einreise ohne Visum, oder dass man das Visum vor 
Ort besorgen kann. Im Gegenzug erlaubt die Schweiz 
nur 93 Ländern eine Einreise ohne Visum. 

Club der Milliardäre erhöhte 
sich im Jahre 2016 um  
10 Prozent auf 1’542

Das Vermögen der reichsten Menschen der Welt klet-
terte insgesamt um 17 Prozent auf 6 Billionen Dollar. 
Zum ersten Mal in der Geschichte gab es in Asien mehr 
Milliardäre (637) als in den USA (563). In Europa sta-
gnierte der Club mit 342 Mitgliedern. 

ABB steigert Umsatz im  
dritten Quartal

Der Umsatz legte um 6 Prozent auf 8,72 Milliarden Dol-
lar zu. Der Auftragseingang legte insgesamt um 8 Pro-
zent auf 8,16 Milliarden Dollar zu. Der Gewinn blieb mit 
571 Millionen Dollar konstant. 

Österreich setzt per 
1.10.2017 Verhüllungs­
verbot in Kraft

Mit dem Inkrafttreten des «Anti-Gesichtsverhüllungs-
Gesetzes» sind künftig alle, das Gesicht bedeckende 
Kleidungsstücke im öffentlichen Raum verboten. Ver-
stösse werden mit Bussen von 150 Euro geahndet. Das 
wird den «Demo-Chaoten» gar nicht gefallen ! 

Stimmvolk hat Asylreform 
im Juni 2016 mit rund 67% 
angenommen

Ziel ist die Beschleunigung der Asylverfahren, gemäss 
Eidgenössischem Justizdepartement sollen im Jahre 
2019 alle Bestimmungen in Kraft sein. Die Finanzie-

rung der Sozialhilfekosten für Flücht-
lingsgruppen soll später geregelt wer-
den. Verabschiedet hat er eine Reihe 
anderer Verordnungsänderungen, wie 
Planungsgenehmigungsverfahren für 
Asylzentren, Rückkehrkriterien, medizi-
nische Grundversorgung, etc. 

Der Mob bestimmt, 
wer reden darf

Der ehemalige CIA-Leiter David Pe-
traeus war an der ETH-Zürich zu einem 
Vortrag eingeladen. Dieser wurde nun 
aus Sicherheitsgründen abgesagt. Stu-
denten der linken Gruppierung «INI von 
unter» hatten Störungen angekündigt. 
Die Redefreiheit gilt scheinbar nur noch 
für genehme Redner. 

Die Netto-Zuwanderung 
betrug im 2016 gut 80’000 
Personen

Illegale nicht eingerechnet. Diese Menschen benötigen 
über 30’000 Wohnungen, Hausärzte und Spitäler, Schu-
len und Schulhäuser, etc. Jeder Quadratmeter Einzo-
nung fordert mehr Sozialleistungen ! 

In Nidwalden werfen die 
Landratswahlen 2018  
Schatten

Der vorzeitige Rücktritt von Landrat Urs Müller (SVP) 
aus beruflichen Gründen, ein halbes Jahr vor den 
Erneuerungs-Wahlen, ist bei der CVP auf starke Kritik 
gestossen. 

Revolte gegen die Familie
Unter dem Deckmantel «Gleichberechtigung» arbeiten 
UNO und Frauenorganisationen auf eine Gesellschaft 

hin, in der Geschlechter keine Rolle mehr spielen. Fami-
liäre Bindungen werden gezielt abgewertet. Eine immer 
frühere ausser-familiäre Kinderbetreuung auf Staatskos
ten schwächt die Familie als Erziehungsgemeinschaft. 
Alles wird darauf ausgerichtet, die Familie überflüssig zu 
machen. 

Risiken lassen sich mit gel­
tendem Recht bekämpfen

Islamische Gebetsstätten und Imame sollen keine 
Gelder mehr aus dem Ausland annehmen dürfen, der 
Nationalrat hat eine Motion mit 94 zu 89 Stimmen bei 
5 Enthaltungen angenommen. Der Bundesrat stellt sich 
gegen die Motion, das Geschäft geht an den Ständerat. 

Keine Asyl-Verschärfung für 
Dienstverweigerer

Lautstark hat Justizministerin Simonetta Sommaruga + 
Co verkündet, die Asylpraxis werde weiter verschärft. 
Eritreer sind keine an «Leib und Leben» bedrohte 
Flüchtlinge, sondern Teil der aktuellen Völkerwanderung 
auf der Suche nach einem besseren Leben. Das Bun-
desgericht hat kürzlich entschieden, dass Asylbewerber 
aus Eritrea in ihre Heimat ausgewiesen werden können, 
doch Sommaruga interessiert weder Volks- noch Ge-
richtsentscheide. Seit 2014 haben 24’000 junge Eritreer 
Asyl begehrt, entspricht 24 Zentren à 100 Personen, ihr 
Gesuch wird abgelehnt, sie kriegen den Status «vorläu-
fig Aufgenommene», bleiben aber für immer auf Kosten 
der Steuerzahler in der Schweiz, mit Ausnahme, wenn 
sie Ferien in ihrem Heimatland verbringen. Dies, zur 
«sogenannten» Asyl-Verschärfung ! 

Mehr als 50’000 Dschi­
hadisten in Europa

Getarnt als Migranten, EU-Antiterrorkoordinator Gilles 
de Kerchove warnt. Die europäische Polizei Europol hat 
mehr als 30’000 aktive dschihadistische Websites iden-
tifiziert, doch sie werden vom Datenschutz verhindert. 
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(exkl. Porto)

Das ideale Geschenk – jetzt zugreifen!

PRO LIBERTATE

Schweizerische Vereinigung für

Freiheit, Demokratie und Menschenwürde

Operationsziel Schweiz?

Operationsziel Schweiz!

Die Schweiz ist von Freunden umzingelt!

Allein, Staaten haben ja gar keine Freunde, nur Interessen. Bei derVerfolgung von Interessen wird abgewogen zwischen Aufwandund Ertrag. Erscheint der Aufwand, den Neutralen zu überfallengering, der Ertrag gross, heisst es dann bald einmal «Not kenntkein Gebot!» In einer Zeit, in welcher Worte und Tatsachen im-mer stärker auseinanderklaffen, verzichtet der Aggressor selbst aufden Satz, mit dem der deutsche Kanzler Theobald von BethmannHollweg 1914 den Überfall auf das damals neutrale Belgien recht-fertigte.

Die Schweiz der vergangenen gut 200 Jahre war immer wieder dasZiel von ausländischen Operationsplänen, welche bis 1815 gele-gentlich ausgeführt wurden. Seither sind sie Papier geblieben, wasaber in keiner Art und Weise ihre Ungefährlichkeit belegt. Es ver-hält sich im Gegenteil so, dass allein ein gütiges Geschick, ein Min-destmass militärischer Anstrengungen und eine insgesamt erfolg-reiche eigene Politik dem Land den Frieden in der Freiheit bewahrthat. So sind die Planungen von Deutschen, Italienern, Sowjets undanderen mehr in Vergessenheit geraten, zum Teil bis heute gar niebekannt geworden.

Das vorliegende Werk ruft das Vergessene in Erinnerung, keines-wegs um, wen immer es sei, anzuprangern, wohl aber, um Mitbür-gerinnen und Mitbürger daran zu erinnern, dass der ewige Preisder Freiheit auch morgen derselbe sein wird, von dem der Ire JohnPhilpot Curran 1790 in Dublin gesprochen hat: «Die Bedingung,unter welcher Gott dem Menschen Freiheit gegeben hat, ist ewigeWachsamkeit.»

Verlag Merker im Effingerhof
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Matthias Kuster
Jürg Stüssi-Lauterburg
Hans Luginbühl
Wilfred Grab

Operationsziel Schweiz
Angriffe und Angriffspläne gegen die Schweiz seit 1792 —Verteidigung und Verteidigungspläne der Schweiz seit 1792

Mit einem Vorwort von Bundesrat Ueli Maurer

Brandneu!

Jetzt bestellen

Václav Klaus und Jirí Weigl
Völkerwanderung
Allein nach Deutschland kam im Jahr 2015 über eine Million Migranten. Weitere Milli-
onen Menschen machen sich auf den Weg nach Europa. Die Verantwortungslosigkeit der 

europäischen Politik mit Angela Merkel an der Spitze feuert 
die neue Völkerwanderung zusätzlich an. Statt die 
natürlichen Interessen souveräner Nationalstaaten 
zu wahren, predigt die deutsche Kanzlerin einen 
fahrlässigen Willkommenseifer. Städte und Kom-
munen versuchen derweil verzweifelt, das Chaos 
zu verwalten. Die Bürger laufen ihren politischen 
Vertretern davon, und die Hegemonie deutschen Ge-
fühlsdusels zerstört den Frieden Europas. Den prote-
stierenden mittel- und osteuropäischen Staaten droht 
Brüssel schon mit Sanktionen ... Dagegen ergreift 
einer der herausragenden Staatsmänner Europas das 
Wort. Der langjährige Präsident Tschechiens Václav 
Klaus fordert, sich von den barmherzigen Tagträumen 
zu verabschieden. Den europäischen Führungseliten 
wirft er vor, mit dem Druck der Flüchtlingsmassen die 
Reste europäischer Nationalstaatlichkeit zu zerstören. 
Klaus fürchtet um die Zukunft Europas.
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Neuer Vorstand Junge SVP 
Zürich, Sektion West/Stadt
Am 13. April hat die Sektion West/
Stadt der Jungen SVP Zürich an der 
Generalversammlung einen neuen 
Vorstand gewählt. Es wurden drei 
frische Kräfte eingebunden, um 
neue Ideen reinzubringen. Mit der 
Erfahrung der «Altgedienten» er-
gibt dies eine gute Mischung, um 
die Stadt Zürich, das Säuliamt und 
die «Pfnüselküste» wieder stärker 

politisch zu prägen. Vor allem die 
Stadt Zürich hat dies dringend nö-
tig, was die Gemeinderatswahlen 
2018 deutlich gezeigt haben. Wir 
sind voller Tatendrang und ich 
freue mich mit dem neuen Vorstand 
das nächste Jahr anzugehen.

Nicolas Rasper, Präsident JSVP 
Sektion West/Stadt

v.l.n.r.: Olivier Chanson, Camille Lothe, Nicolas Rasper, Kerstin Steiner-
Keller, Pascal Ammann, nicht auf dem Bild: Elena Wild

Wenn die Casino-Lobby ein Gesetz schreibt, sagt die 
Junge SVP Nein

Das neue Geldspielgesetz trägt unmissverständ-
lich die Handschrift der einflussreichen Casino-
Lobby. Neu soll nur wer in der Schweiz ein nor-
males Casino führt, auch Online-Spiele anbieten 
dürfen. Mittels Netzsperre sollen alle anderen 
Anbieter, inländische Startups wie internationa-
le Branchenleader, ausgeschlossen werden.
Dabei wäre es viel sinnvoller, das bestehende in-
ternationale Angebot zu integrieren: Das schafft 
Vielfalt, Wettbewerb, Arbeitsplätze und Steu-
ersubstrat für die AHV/IV. Die Casino-Lobby 
behauptet, man werde die 150 bis 750 Millionen 
Franken, die heute durch Glücksspiele pro Jahr 
ins Ausland fliessen, auf ihre Plattformen lenken 
können. Das ist absurd. Die Schweizer Spieler 
lassen sich nicht von Monopolisten diktieren, 
auf welcher Plattform sie zu spielen haben, und 
schon gar nicht lassen sie sich durch Netzsperren 
davon abhalten.
Wenn wir das Beispiel Poker nehmen, so ist 

klar, dass sich gute Poker-Spieler auf markt-
führenden Plattformen mit den Besten der Welt 
messen wollen. Die einzige Möglichkeit, wie die 
Schweiz hier profitieren kann, wäre ein ordent-
liches offenes Konzessionsmodell. Stattdessen 
will das Gesetz einseitige Privilegien für die be-
stehenden Casino-Betreiber schaffen. Ganz im 
Gegensatz zu mehr als 20 Ländern, in denen der 
Grundsatz gilt: Wer die nationalen technischen, 
rechtlichen und wirtschaftlichen Anforderungen 
erfüllt, kann grundsätzlich eine Konzession er-
halten. 
Zahlreiche Anbieter haben dies getan. Däne-
mark hat beispielsweise dafür gesorgt, dass sich 
knapp 40 Anbieter konzessionieren liessen und 
sich an die strengen dänischen Regeln halten. 
Dadurch konnte das Land die Einnahmen um 
fast ein Drittel erhöhen. Weil die Konsumenten 
mit dem vielseitigen liberalen Angebot zufrie-
den sind, haben es die Dänen geschafft, den 
Schwarzmarkt völlig auszutrocknen (gemäss der 
Regulierungsbehörde auf weniger als 5 Prozent).
In der Regel können die konkreten Auswir-
kungen eines neuen Gesetzes nur mehr oder we-
niger logisch hergeleitet, aber nicht wirklich vo-
rausgesagt werden. Hier wäre es ausnahmsweise 
einfacher: Die intelligente Alternative wurde 
vom Grossteil der europäischen Länder in die 
Praxis umgesetzt und hat sich in sämtlichen Be-
langen als bessere erwiesen. Der Staat gewinnt, 
weil er mehr einnimmt, die sozialpolitischen 

Ziele werden erreicht und der Konsument hat 
eine höhere Auswahl. 
Es ist ja auch bezeichnend, dass sich die Spiel-
bankenkommission für dieses liberale Konzessi-
onsmodell ausgesprochen hat. Dennoch hat sich 
das Parlament für die nachweislich schlechtere 
Variante entschieden, von der einzig die ge-
schützten Casinos profitieren. Auf die Nachfra-
ge in der Ständeratsdebatte, wieso im Gesetz 
kein freies Konzessionsmodell vorgesehen ist, 
antwortete Bundesrätin Simonetta Sommaruga: 
«Die Casinos haben sich hier durchgesetzt.»
Ich persönlich spiele keine Glücksspiele und 
interessiere mich auch nicht dafür. Was mich 
aber sehr wohl interessiert, und was auch Sie 
interessieren sollte, ist die Frage: Darf sich 
eine einzelne Branche ohne weiteres ein eigenes 
Gesetz schreiben, um dafür zu sorgen, dass jeg-
liche Konkurrenz mittels staatlicher Netzsperre 
ausgeschaltet wird – und dies voll zulasten der 
Gesellschaft? 
Dank des Engagements der Jungparteien hat 
nun die Bevölkerung die Chance, die Notbremse 
zu ziehen. Es gibt nur eine Antwort: Ein Nein 
am 10. Juni – und damit zurück zum Absender 
mit der Forderung nach einem fairen Konzes-
sionierungsmodell, das für Wettbewerb unter 
den Anbietern, grösstmögliche Freiheit für die 
Nutzer und maximale Wertschöpfung für die 
Schweiz sorgt.

Benjamin Fischer,  
Präsident Junge 
SVP Schweiz
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Aufdecken, Anpacken und Ausmisten, damit die 
Schweiz Schweiz bleibt!
Es sind nur noch 18 Monate bis zu den eidge-
nössischen Wahlen vom 20. Oktober 2019. Eine 
entscheidende Weichenstellung für unser Land. 
Denn der Bundesrat und die Classe politique 
in Bern sind daran, Brüssel als Gesetzgeber für 
die Schweiz zu installieren. Damit geben sie 
das Grundsätzlichste auf, was unsere Schweiz 
zur Schweiz macht. Die direkte Demokratie 
mit den umfassenden Volksrechten der Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürger. Wir als Souve-
rän bestimmen an der Urne, welche Gesetze 
und Regeln in unserem Land gelten, und nicht 
Brüssel. Das hat sich bewährt, das werden wir 
verteidigen.

Mit diesem Ziel vor Augen gilt es dort anzupa-
cken, aufzudecken und auszumisten, wo Filz 
und Vetternwirtschaft herrschen. Wo Probleme 
verschwiegen werden. Sei es bei der Sozialhilfe 
in den Gemeinden, wo uns der übertriebene Da-
tenschutz die Hände bindet, oder in den Schulen, 
wo Sozialarbeiter angestellt werden, statt durch 
eine klare Migrationspolitik die Durchsetzung 
von Regeln und die Förderung von Eigenverant-
wortung endlich Ordnung schaffen. Sei es auf 
kantonaler Ebene, wo man sich nicht mehr wehrt 
gegen die ständige Entmachtung von oben, oder 
auf Bundesebene, wo man mit Wortkreationen, 
einer abgehobenen Akademikersprache und an-
deren Nebelpetarden die Auswüchse des all-
mächtigen, sich selbst bereichernden Beamten-
staates nicht mehr beim Namen nennen will.

Es ist an der SVP und der Jungen SVP, an den 
Behörden- und Parlamentsmitgliedern auf allen 
Stufen, diese Machenschaften der schleichenden 
Entmachtung des Schweizer Volkes aufzuzeigen 
und dagegen anzutreten. Verfassungsbrecher 
und Demokratieabschaffer sind beim Namen zu 

nennen und im Jahre 2019 nicht mehr zu wäh-
len. Nur so können die bewährten Grundpfeiler 
unseres Landes Unabhängigkeit, Selbstbestim-
mung und Freiheit dank der direkten Demokratie 
erhalten und geschützt werden.

Das Motto lautet, wie es Nationalrat und Wahl-
kampfverantwortlicher Adrian Amstutz (BE) 
treffend aussprach: «Aufdecken, Anpacken und 
Ausmisten, damit die Schweiz Schweiz bleibt!».

Der Parteileitungsausschuss (PLA) 2018–2020 
wurde von den Delegierten neu gewählt und 
setzt sich ab sofort wie folgt zusammen: Mitglied 
Nationalrat Marcel Dettling (SZ); Mitglied von 
Amtes wegen Fraktionspräsident Thomas Aeschi 
(ZG); Vizepräsident Nationalrat Marco Chiesa 
(TI); Parteipräsident Nationalrat Albert Rösti 
(BE); Vizepräsidentin Nationalrätin Magdalena 
Martullo-Blocher (GR); Mitglied Nationalrat 
Thomas Matter (ZH); Mitglied Nationalrätin 
Sandra Sollberger (BL); Mitglied Nationalrat 
Adrian Amstutz (BE)

Die langjährigen Mitglieder des Parteileitungs-
sauschusses, alt Bundesrat Christoph Blocher, 
alt Nationalrat Walter Frey und alt Staatsrat Os-
kar Freysinger, wurden gebührend verabschie-
det. Ihr unermüdlicher Einsatz für eine freie und 
unabhängige Schweiz haben unser Land und 
die SVP in den letzten Jahrzehnten massgeblich 
geprägt.
Der Rücktritt aus dem Parteileitungsausschuss 
bedeutet für alle drei nicht das Ende des Kampfes 
für die Unabhängigkeit unserer Schweiz. Alt 
Bundesrat Christoph Blocher konzentriert sich 
künftig noch stärker auf den Kampf gegen den 
schleichenden EU-Beitritt mit dem EU-No-Ko-
mitee, damit die Schweiz Schweiz bleibt.

Parteileitungsausschuss 2018–2020: Mitglied Nationalrat Marcel Dettling (SZ); Mitglied von 
Amtes wegen Fraktionspräsident Thomas Aeschi (ZG); Vizepräsident Nationalrat Marco Chiesa 
(TI); Parteipräsident Nationalrat Albert Rösti (BE); Vizepräsidentin Nationalrätin Magdalena  
Martullo-Blocher (GR); Mitglied Nationalrat Thomas Matter (ZH); Mitglied Nationalrätin Sandra  
Sollberger (BL); Mitglied Nationalrat Adrian Amstutz (BE)

v.l.n.r.: alt Staatsrat Oskar Freysinger, alt Bun­
desrat Christoph Blocher, alt Nationalrat Walter 
Frey

Spenden in WIR
Sie können Spenden an  
DIE IDEE auch in WIR tätigen.

Spenden in WIR bitte BA  
an DIE IDEE, Postfach 6803,  
3001 Bern, senden. Konto 119 571-37

IBAN: CH27 0839 1114 9384 7000 0

Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung.
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Die Kernkraftwerke der Welt
Im Jahr 2017 haben vier neue Kernkraftwerks-
einheiten den Betrieb aufgenommen: Drei in 
China und eines in Pakistan. In China stehen 
somit neu 38 Kernkraftwerke in Betrieb. Das 
Land hat damit Russland mit 35 in Betrieb 
stehenden Blöcken überholt. Über eine höhere 
Anzahl verfügen Frankreich (58) und die USA 
(99). In Japan stehen zwar auch 42 betriebsfä-
hige Kernkraftwerke. Bis auf fünf befinden sie 
sich jedoch in längerem Betriebsstillstand, und 
es ist ungewiss, wie viele davon dereinst wieder 

ans Netz genommen werden. Sechs Kernkraft-
werke wurden bereits endgültig stillgelegt. Der 
zivile Kernkraftwerkspark der Welt umfasste 
somit beim Jahreswechsel 447 Reaktoren in 31 
Ländern. Die installierte Leistung sank leicht 
auf rund 391’400 Megawatt. 
Je ein Neubauprojekt wurde im vergangenen 
Jahr in China, Indien, Südkorea sowie im Neu-
einsteigerland Bangladesch lanciert. Weltweit 
sind damit knapp 60 Neubauprojekte am Lau-
fen.

Wussten Sie schon, 
dass ...
... es Leute gibt, die auf die heilende Wirkung 
ionisierender Strahlung, also Radioaktivität, 
schwören? Kurorte mit radioaktivem Ther-
malwasser oder sogenannten Radonstollen 
im österreichischen Bad Gastein erfreuten 
sich vor dem zweiten Weltkrieg grosser Be-
liebtheit und warben teilweise offensiv mit 
ihrer Radioaktivität. Der Strand von Guara-
pari (Brasiliens Küstenstadt im Bundesstaat 
Espirito Santo) besteht zu grossen Teilen 
aus dunklem, stark Thorium haltigen Sand, 
dem die Leute Linderung von rheumatischen 
und anderen Beschwerden zuschreiben. Die 
natürliche Hintergrundstrahlung in Guaripari 
beträgt mit 30–40 Millisievert pro Jahr fast 
das zehnfache des Wertes in der Schweiz. Die 
internationale Fachwelt diskutiert übrigens 
schon länger über die heilende Wirkung tiefer 
Strahlendosen.

Ende 2017 standen weltweit 58 Kernkraft­
werke in Bau. Vier davon befinden sich in den 
Vereinigten Arabischen Emiraten (Bild). Das 
Land wird voraussichtlich dieses Jahr sein 
erstes Kernkraftwerk in Betrieb nehmen.�

Foto: Nuklearforum Schweiz
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www.jsvp-aargau.ch
7. 6.2018 Stammtisch Hausen 19:30
14.6.2018 Öffentlicher Informations
anlass Cyberabwehr, Alte Kanti, Aarau
30.6.2018 Tax Freedom Day
5.7.2018 Stammtisch Hausen 19:30
2.8.2018 Stammtisch Hausen 19:30
16.8.2018 MV JSVP AG Kulm 20:00
29.8.2018 Kantonalparteitag SVP AG

Anlässe für die Ausgabe 3/2018 melden an: idee@jsvp.ch – Bitte konsultieren Sie für Details die jeweiligen Homepages!

Veranstaltungshinweise der JSVP-Kantonalsektionen

www.jsvpbern.ch 
10.6.2018, Feldschiessen in Mühle-
thurnen.
6.7.2018, ab 19.00 Uhr, Grillplausch im 
Bienzgut in Bümpliz
23.9.2018, ab 9.30 Uhr, Burezmorge im 
Bienzgut in Bümpliz
30.11.2018 Chinoise-Essen, Rest. Kreuz, 
Wohlen, ab 19 Uhr

www.jsvp-sg.ch 
10.6.2018, Abstimmungshöck (Kreis 
Toggenburg)

www.jsvp-zh.ch 

www.jsvp.ch

www.judc-fr.ch

www.jsvp-ar.ch

www.jsvp-bl.ch

www.jsvp-bs.ch

www.jsvp-gl.ch
26.5.2018 Nationaler Sammeltag Be-
grenzungsinitiative
1.9.2018 Grillplausch Ennendaner Chilbi 
Gipserhütte, Ennenda

www.judc-ju.ch

www.jsvp-luzern.ch

www.jsvp-sh.ch

www.jsvp-so.ch

www.jsvp-thurgau.ch
10.6.2018, 10 Uhr, Abstimmungsbrunch, 
Brauhaus Sternen, Frauenfeld

www.jsvpo.ch

www.udc-vaud.ch/jeunes 

www.jsvp-zg.ch

www.gudc-ti.ch

www.judc-ne.ch

www.jsvp-nw.ch

www.jsvp-ow.ch

www.jsvp-sz.ch

www.jsvp-gr.ch

www.jsvp.ch

www.jsvp-uri.ch
30.6.2018 Nauenfahrt (siehe Seite 4)

www.judc-ge.ch

Mittwoch, 27. Juni 2018
Gasthof zum Schützen, Schachenallee 39, 5000 Aarau

Donnerstag, 4. Oktober 2018
Kaserne, Auditorium, Papiermühlestr. 13+15, 3000 Bern 22
(im Navigationssystem eingeben: Kasernenstrasse 27)

Beginn jeweils 18.45 Uhr (Apéro) / 19.30 Uhr (Referat)

EINLADUNG

zum Referat von 

Divisionär aD Peter Regli
Der ehemalige Chef des Schweizer Nachrichten-
dienstes spricht in einem spannenden Vortrag 
zum Thema:

«Terrorismus, Migration, 
Cyberkrieg und Donald Trump: 
Gehen sie uns noch etwas an?»

Es laden ein:

Parteiunabhängiges Informationskomitee
www.pikom.ch

PRO LIBERTATE
www.prolibertate.ch

zum Fachreferat von Peter Regli, Divisionär aD, 
ehem. Chef des Schweizer Nachrichtendienstes

zum Fachreferat von 

Divisionär aD Peter Regli 
ehem. Chef des Schweizer Nachrichtendienstes
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Von Dr. Friedrich-Wilhelm Schlomann 
D-53639 Königswinter

Von gewisser Altersarmut abgesehen, geht es 
den Deutschen noch nie so gut wie heute, aus 
der Trümmerwelt von 1945 ist das wirtschaftlich 
stärkste Land Europas geworden mit geringer 
Arbeitslosigkeit, und bei den Olympischen Spie-
len 2018 in Süd-Korea stand Deutschland mit 71 
gewonnen Medaillen an zweitbester Stelle aller 
Nationen. Dennoch sind die Deutschen nicht 
glücklich, im Vergleich etwa zu 1950 sind sie 
egozentrischer und materialistischer eingestellt. 
Im Gegensatz zum Wiederaufbau-Optimismus 
der Nachkriegszeit haben sie ein Unbehagen, 
insbesondere Sorgen vor der digitalen Zukunft 
mit all ihren Problemen. Sang man in der Hit-
lerzeit «und morgen gehört uns die ganze Welt» 
und wurden nur überspitzt nationale Interessen 
gesehen, so führte die Umerziehung nach 1945 
dazu, dass heute kaum jemand wagt, für diese 
einzutreten. Selbst das Wort «deutsch» ist in 
Deutschland verpönt und gilt schon als rechts-
extrem. Angemessene nationale Würde täte den 
heutigen Deutschen gut.

Jetzt war das Land fünf Monate ohne entschei-
dungsfähige Regierung. Die neue wird Frau 
Merkel als Kanzlerin wählen, aufschlussreich 
wird die Höhe der für sie abgesehenen Stim-
men sein. Sie muss baldigst Erfolge zeigen. 
Denn Politikverdrossenheit, Vertrauensschwund 
und nur geringes Ansehen der Politiker kenn-
zeichneten die letzten Bundestagswahlen. Die 
CDU verlor über 8,6 Prozent der Wähler, primär 
Konservative empfanden sie nicht mehr als ihre 
politische Heimat. Gerade die Flüchtlingsfrage 
kostete ihr viele Stimmen. Natürlich musste 
man vom Krieg bedrohte Menschen aufneh-
men, doch dann führte man das Asylrecht durch 
Ausdehnungen ad absurdum, und die Kontrolle 
ging verloren. Wurde Frau Merkel vor Jahren 
noch als erste Lady der Welt gefeiert, so wirkt 
sie heute alt, verbraucht. Dass die Ministerpräsi-
dentin des Saarlandes ihr Statement für ein Par-
teiamt als CDU-Generalsekretärin aufgibt, ist 
ungewöhnlich. Sollte Frau Kramp-Karrenbauer 

ein Aufbruch in der CDU gelingen, hat sie die 
besten Karten für deren Nachfolge. Wenn die 
SPD jetzt nur noch 17 v.H. der Wähler hinter 
sich weiss, liegt es an der Enthauptung ihrer 
führenden Funktionäre, deren ständigen Selbst-
zerfleischung. Während sie von Solidarität tönt, 
sind ihre Spitzenleute dem Sog der eigenen 
Macht erlegen. Die rechtsextreme AfD, die jetzt 
ins Bundesparlament einzog, bezieht ihre Stär-
ke primär aus der Schwäche der bürgerlichen 
Parteien. Zweifellos befinden sich in dieser Pro-
testpartei Neo-Nazis, doch die meisten Wähler 
dürften mit der heutigen Demokratie unzufrie-
den sein. Die Partei «Die Linke» ist folglich die 
Nachfolge der SED, jener DDR-Staatspartei mit 
all ihren Verbrechen. Wenn vereinzelt empfoh-
len wird, sich an diese beiden Parteien «als Teil 
demokratischer Normalität» zu gewöhnen, dann 
wird die Abgrenzung von Extremismus löchrig. 
Eine derartige Gewöhnung aber bedeutet nichts 
anderes als die schleichende Entwaffnung der 
Demokratie.

Trotz ihres mageren Wahlergebnisses konnte 
die SPD im Koalitionsvertrag ihre Wünsche 
weitgehend durchsetzen. Ohne Not überliess 
Frau Merkel als Führerin der weitaus stärksten 
Partei der geschwächten SPD die wichtigsten 
Ministerien – nur um nach allgemeiner Ansicht 
ihre eigene Machtposition zu sichern.

Bedingt durch die Sparpolitik der Bundesregie-
rung fehlen in Deutschland heute Zehntausende 
Polizisten; bestimmte Stadtteile Berlins stellen 
ein Tabu für sie dar! Weil die Gerichte angesichts 
gestiegener Kriminalität überlastet sind, gibt 
es etliche Fälle von Gewaltdelikten, die nach 
fünf Jahren immer noch nicht abgeurteilt sind. 
Bei einem Andauern dieses Zustandes ist nach 
Meinung von Juristen der Rechtsstaat in Gefahr!
Äusserst bedenklich ist der Zustand der Bundes-
wehr. Ursache ist, nach dem Fall der Berliner 
Mauer wurde in fast allen NATO-Staaten nicht 
mehr an eine mögliche militärische Konfrontati-
on geglaubt und die Verteidigungsausgaben wur-
den stark minimiert. Die reiche Bundesrepublik 
gibt lediglich 1,2 Prozent der Wirtschaftsleis

Quo vadis, Germania?

tung für Streitkräfte aus und bleibt damit hinter 
dem NATO-Ziel von zwei Prozent zurück. Dass 
Europa mehr Verantwortung für seine eigene Si-
cherheit übernehmen muss, scheint nicht überall 
bekannt zu sein. Gerade in Deutschland herrscht 
eine kollektiv-gesellschaftliche Verdrängung 
der Tatsache, freie Staaten müssten sich gegen 
autoritäre Bedrohungen auch militärisch wapp-
nen; oft scheint die Frauenquote der Bundes-
wehr wichtiger zu sein als die Trefferquote ihrer 
Waffen. Tatsache ist, lediglich ein Bruchteil von 
ihnen ist in Ordnung: Ein Grund ist die mangel-
hafte Versorgung mit Ersatzteilen. Nach dem 
neusten Bericht des unabhängigen Wehrbeauf-
tragten ist die materielle Einsatzbereitschaft der 
Truppe weiterhin «dramatisch schlecht», auch 
die Personallage verharre im Status «extrem 
angespannt». Abschliessend wird eingestanden, 
die Bundeswehr als Ganzes sei «im Rahmen 
der Verteidigung derzeit nicht einsatzbereit! In 
der Bevölkerung geniesst sie im Gegensatz zu 
früher immer weniger Rückhalt. Das Vertrauen 
der Deutschen in die NATO ist auf 45 Prozent 
wieder angestiegen. Die jetzigen USA halten nur 
24 von H. für einen zuverlässigen Partner – im 
völligen Gegensatz bis zur deutschen Wieder-
vereinigung. 

Dass Deutschland entgegen aller Behauptungen 
keineswegs sicher vor Cyberwar-Angriffen ist, 
bewies sich erst wieder Anfang März.

Nach der Wiedervereinigung hatten nicht we-
nige ausländische Politiker insgeheim gehofft – 
manche hingegen befürchtet –, die Bundesrepu-
blik würde in Europa wieder stärkeren Anspruch 
auf Führung übernehmen. Sicher ist, keine Par-
tei dort hat auch nur den Wunsch, selbst wenn 
Brüssel diesen an sie herantragen würde.

Goht’s no!
Es gibt eine neue Kategorie Politiker – die 
HL – die Hirnlosen. Dazu gehören die Juso. In 
einem Vorstoss an der kant. Parteiversammlung 
Kanton Zürich, verlangten sie die Abschaffung 
von Ostern und Pfingsten. Dies als ersten Schritt 
der vollständigen Abschaffung der «christlichen 
Leitkultur». Diese sei in den Augen der HL 
eine einseitige Bevorzugung des Christentums. 
Deshalb seien die christlichen Tage zu ersetzen 
durch: einen Frauentag, einen Coming-out-day, 
einen Demokratie-Tag usw. Das Büro Ha fühlt 
sich enorm benachteiligt und ausgegrenzt: ich 
bin weder Frau, noch schwul noch sonst irgend-
etwas. Wenn die HL gegen Kirche, Glocken, 
Sitten und Gebräuche johlen, dann sollen sie 
dorthin gehen, wo der Muezzin ruft. Soweit 
kommt es, wenn die Masse der «schweize-

rischen» Bevölkerung ignorant, gleichgültig und 
faul derartigen Ansinnen gegenübersteht. Von 
den roten Lümmeln haben wir bis anhin noch 
nie etwas gehört, wenn in andern «Kulturen» 
Christen wegen ihrer Religion verfolgt und er-
mordet werden. Noch nie hat ein Juso auch nur 
eine Silbe gegen die Gräueltaten des IS von 
sich gegeben. Wer bei der Christenverfolgung 
schweigt, ist Komplize. Die Islamisierung läuft 
– tagtäglich. Zitat Wilhelm Busch: «mit Kerlen, 
die nicht stubenrein, empfiehlt es sich, sackgrob 
zu sein».

Die Russen nehmen ein neues  
Raketenabwehrsystem in Betrieb. 
Das neue System heisst S-400 «Triumph» bzw. 
im NATO-Jargon SA 21 «Growler». Es hat eine 

Reichweite von ca. 400km und ist einsetzbar ge-
gen alles, was fliegt. Jedes System kann gleich-
zeitig 36 Ziele mit je 2 Raketen gleichzeitig 
verfolgen. Die Dienstgipfelhöhe beträgt 27 km. 
Eine enorme Leistung! Diverse Quellen berich-
ten, dass derartige Systeme auch in Syrien ste-
hen. Allerdings nicht überprüfbar im Moment. 
Gleichzeitig wollen uns die Amerikaner glaub-
haft machen, dass sie mit über 100 Lenkwaffen 
des Typs «Tomahawk» wirksame Zerstörungen 
in Syrien angerichtet hätten bei nur 3 Verletzten! 
Wer’s glaubt! Und die Russen behaupten, sie 
hätten eine grosse Anzahl dieser Lenkwaffen 
abgeschossen. Was angesichts der technischen 
Leistungsfähigkeit der S-400 gut möglich ist…

Tis Hagmann, Büro Ha, 5042 Hirschthal AG
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Von 
Dr. Klement GU 
Ruey-Sheng
Generaldirektor, 
Délégation culturelle 
et économique de 
Taipei, Berne

Die Junge SVP – international vernetzt

Lücke im Gesundheitsnetzwerk schliessen

WHO bedeutet World Health Organization und 
nicht World Hostility Organization. Nur wenn 
alle Mitglieder der internationalen Gemeinschaft 
in den kollektiven Kampf gegen Krankheiten 
integriert sind, können die negativen Auswir-
kungen des nächsten potenziell pandemischen 
Ausbruchs minimiert werden. Leider wurde Tai-
wan für die 70. Weltgesundheitsversammlung 
(WHA) von 2017 nicht als Beobachter einge-
laden. Die Volksrepublik China (VR China) 
hat gegen Taiwans Teilnahmen bis anhin zwei 
Argumente vorgebracht: Erstens widerspreche 
ein Beobachterstatus für Taiwan der Einchina-
politik. Zweitens kümmere sich die VR China 
bereits um das Gesundheitswesen von Taiwan.

Die Einchinapolitik wird von einem Beobach-
terstatus an einem Gesundheitsnetzwerk nicht 
berührt. Um die Streitfrage einer politischen 
Anerkennung Taiwans zu vermeiden, hat Taiwan 
auf eine Vollmitgliedschaft bei der WHO ver-
zichtet und strebt lediglich einen Beobachstatus 
an, für welchen die Frage der Souveränität uner-
heblich ist. Die Praxis der WHO zeigt, dass ihr 

Generalsekretär geeignete Entitäten regelmässig 
als Beobachter zu Veranstaltungen und Aktionen 
der WHO einlädt, wie den Vatikan, Palästina, 
den Malteserorden, das Internationale Komitee 
vom Roten Kreuz (IFRC) und die Interparla-
mentarische Union (IPU). All diese Beobachter 
erhalten nicht nur rechtzeitig, sondern auch au-
tomatisch die Informationen und Einladungen 
der WHO. Die WHO ist zuständig für das Ge-
sundheitswesen, nicht für rein politische Fragen. 

Was das zweite Argument anbelangt, werden 
Taiwan und das chinesische Festland schon seit 
1949 getrennt voneinander regiert. Wie kann die 
VR China da behaupten, sich um das Gesund-
heitswesen in Taiwan zu kümmern?

Neben den 23 Millionen Einwohnern sind der-
zeit 600’000 Gastarbeiter aus verschiedenen 
südostasiatischen Ländern in Taiwan ansäs-
sig. Im Jahr 2017 besuchten insgesamt etwa 
330’000 Touristen aus europäischen Ländern 
Taiwan, darunter 11’000 Schweizer. Jährlich 
kommen sogar drei Millionen Touristen von der 
VR China nach Taiwan. Taiwan erhält Krank-
heitsinformationen und medizinische Informa-
tionen grösstenteils unvollständig und nur mit 
– im Vergleich zu WHO Mitgliedstaaten und 
Beobachtern – grosser Verspätung. Dies ver-
ursacht schwerwiegende Lücken im globalen 
Gesundheitssystem und bedroht das Recht der 
Menschen auf Gesundheit. Die Schliessung der 
Lücke zwischen der WHO und Taiwan ist ein 
dringendes Gebot globaler Gesundheit.

Taiwan ist die einzige chinesische Gesellschaft, 
die bereits dreimal einen demokratischen Macht-

wechsel erlebt hat. Taiwan ist jetzt offensichtlich 
eine funktionierende Demokratie geworden, die 
von der internationalen Gesellschaft respektiert 
wird. In Taiwan gibt es keinen «Albert Einstein», 
aber es hat viele «Meilensteine» in seiner Ge-
schichte hinter sich gelassen. In ihrem Weltbe-
richt von 2018 zu politischen und bürgerlichen 
Menschenrechten bewertet die internationale 
Nichtregierungsorganisation Freedom House 
Taiwan mit 93 von 100 möglichen Punkten. Hin-
ter Japan (96) rangiert Taiwan auf dem zweiten 
Platz in Asien und liegt zudem vor Frankreich 
(90) und den USA (86).

Taiwan war das erste Land in Asien, das ein 
nationales Bürgerkrankenversicherungssystem 
eingeführt hat, welches einen Deckungsgrad 
von 99,9 Prozent aufweist. Taiwan ist willens 
und fähig, seine Erfahrungen in diesem Bereich 
mit der WHO und anderen Nationen zu tei-
len. Dieses Jahr markiert den 15. Jahrestag des 
SARS-Ausbruches. 15 Jahre nach dem Verlust 
vieler Menschenleben an SARS ist Taiwan wie-
der auf den Beinen und hat ein stärkeres System 
zur Krankheitsprävention als jemals zuvor. Aber 
Taiwans Ausschluss ist nach wie vor ein Risiko 
für die globale Gemeinschaft. Sowohl Taiwan 
als auch die internationale Gemeinschaft sind 
auf Solidariät angewiesen, um Katastrophen wie 
SARS in Zukunft zu verhindern. Dieses Jahr 
wird die WHA am 21. Mai stattfinden. Taiwan 
braucht dringend eine Eintrittskarte. Taiwan hat 
starke «exports, imports,» schöne «seaports, air-
ports» und sogar seinen eigenen «passport». 
Aber was Taiwan immer noch braucht, ist Ihren 
«support».

Wir sind blind auf beiden Augen!
Von Alain Bütler, Präsident Junge SVP AG, 

5625 Kallern (AG)

Die Welt wird immer unsicherer. Nebst den 
konventionellen Bedrohungen nimmt die Be-
drohung im virtuellen Raum immer mehr zu. 
Täglich erreichen uns Meldungen über erfolgte 
Cyberangriffe. Die Hacker sind eine rasant 
wachsende Gruppe von Kriminellen, die oft 
ungestraft davonkommen. Das Ausmass eines 
professionellen Hackerangriffs kann fatal sein. 
Ganze Krankenhäuser und öffentliche Verkehrs-
netze konnten sie mit raffinierten Attacken be-
reits lahmlegen. Auch der bundeseigene Rüs
tungskonzern RUAG wurde bereits Opfer eines 
solchen Angriffs. Unbemerkt sind die Angreifer 
in das Netzwerk eingedrungen und haben über 
Monate mehr als 20 Gigabyte (!) Daten und 
Informationen gestohlen. Die Sicherheitslücke 
wurde erst erkannt, als ein befreundeter Geheim-
dienst dem Schweizer Nachrichtendienst einen 

Tipp gegeben hat. Wir sind blind auf beiden 
Augen!

Cyberabwehr ausbauen
Die bestehende der Armee untergeordnete 
Cyberabwehr-Abteilung der Schweiz muss drin-
gend ausgebaut werden. Diese Abteilung muss 
so viele Mittel und Personal wie nötig erhalten, 
damit die Schweiz so gut als möglich vor Cyber
attacken geschützt werden kann. Ohne solche 
Abwehrmassnahmen drohen uns wirtschaftliche 
Schäden in Millionenhöhe. Der Bundesrat hat 
vom Nationalrat den Auftrag erhalten bis zum 
Jahresende eine Gesamtstrategie zur Verteidi-
gung der Schweiz im virtuellen Raum zu erar-
beiten. Die bestehende Strategie ist veraltet und 
nicht mehr zeitgemäss. Zudem gibt es bis anhin 
in den jeweiligen Departementen unkoordinierte 
Ansätze und Lösungen zum Schutz der Cyber
infrastruktur. Es braucht eine gesamthafte Stra-
tegie, um einen wirksamen Schutz sicherstellen 

Einladung zum 
öffentlichen Informationsanlass

Die Cyberabwehr der Schweiz

mit Oberst i Gst Gérald Vernez 
Delegierter Cyber-Defence VBS

Donnerstag, 14.06.2018 - 19:00 
Aula, Alte Kantonsschule Aarau 
Bahnhofstrasse 91, 5001 Aarau

anschliessend offerierter Apéro

zu können. Diese Strategie muss mit höchster 
Priorität ausgearbeitet werden.

Im Konfliktfall wird der Cyberraum immer mehr 
an Gewicht einnehmen. Die nächsten Kriege 
werden nicht mehr nur am Boden und in der 
Luft, sondern auch Grossteils im virtuellen 
Raum entschieden. Ohne eine funktionierende 
Kommunikation und intakte Cyber-Infrastruktur 
nützen auch die grössten Streitkräfte wenig.
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Louise Schneider-Rüedi Daniel Wyler 
Bild: zvg

So ein Grosi ist doch «härzig» und 
«nett» und vorallem so harmlos. 
Genau so wurde die 87jährige Lou-
ise Schneider-Rüedi naiverweise 
in der Presse dargestellt, als sie 
die Bauwand der Schweizerischen 
Nationalbank mit roter Farbe ver-
sprayte. Man hätte statt Spray-
Grosi auch schreiben dürfen, dass 
die Linksaktivistin im Vorstand der 
Gruppe für eine Schweiz ohne Ar-
mee (GSoA) aktiv tätig ist und 
an vorderster Front gegen neue 
Kampfjets kämpft, den Zivildienst 
ausbauen will und die Rüstungs-
industrie vernichten will. In einem 
Brief, der für Spenden an die GSoA 
aufruft, dankt sie mit pazifistischen 
Grüssen. Alter schützt offenbar vor 
Thorheit nicht!

Für eine klare – ehrliche – konse-
quente Poltik. Mit diesem Motto 
hat der Unternehmensleiter und Ju-
rist Daniel Wyler erstmals für die 
SVP einen Regierungsratssitz im 
Kanton Obwalden erreicht – nach 
Jahrzehnten der CVP-Dominanz. 
Umso erfreulicher ist seine Wahl, 
weil er nicht in Obwalden gear-
beitet hatte und auch nicht in Ob-
walden aufgewachsen ist. Seine 
klaren Ziele und Positionen und die 
Vertrauenswürdigkeit waren aus-
schlaggebend (www.danielwyler.
ch). Hoffentlich werden noch viele 
SVPler gewählt, welche für Werte 
und Traditionen in einem innova-
tiven Umfeld einstehen und sich für 
sichere Arbeitsplätze und weniger 
Steuern und Abgaben einsetzen.

«Die Menschen in der EU sind heutzutage fast so stark 
reguliert, manipuliert und indoktriniert, wie wir in der 

späteren kommunistischen Ära gewesen sind».
Václav Klaus


